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für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 8 Ausgegeben Danzig, den 20. Januar 1923 


Inhalt. Geſetz zur Abänderung des Verſicherungsſteuergeſezes vom 6. Juli 1922 (Geſetzbl. S. 177). Vom 
14. Januar 1923 (S. 125). — Beitritt der Freien Stadt Danzig zum Berner Abkommen (S. 125). — Verordnung über 
weitere Ausdehnung der Verſicherungspflicht in der Angeſtelltenverſicherung (S. 128). — Zweite Verordnung über Erhöhung 
von Geldbeträgen in der Unfallverſicherung (S. 129). — Vekanntmachung betr. Erhöhung der Gebühren für Briefſendungen 
nach Polen (ausſchl Poln.⸗Oberſchleſien) mit Wirkung vom 22. Januar 1923 ab (S. 130). 


26 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
zur Abänderung des Verſicherungsſteuergeſetzes vom 6. Juli 1922 (Geſetzblatt Seite 177). 
Vom 14. Januar 1923. 
5 8 1. 
Der Abſatz (3) des § 1 des Verſicherungsſteuergeſetzes vom 6. Juli 1922 (Geſetzblatt Seite 177) 
wird aufgehoben. 


8 2. 
5 Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. Juli 1922 in Kraft. 


Danzig, den 14. Januar 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Volkmann. 


21 Beitritt der Freien Stadt Danzig zum Berner Abkommen. 

Auf Grund des Geſetzes betr. die Ermächtigung des Senats zur Verkündung internationaler Ver⸗ 
träge und Abkommen vom 21. 9. 1922 (Geſetzblatt Seite 444) wird hierdurch verkündet: 

Die Freie Stadt Danzig iſt dem Berner Abkommen vom 30. Juni 1920 über die Erhaltung oder 
Wiederherſtellung der durch den Weltkrieg betroffenen gewerblichen Eigentumsrechte beigetreten. Der Beitritt 
hat am 21. November 1921 für die Freie Stadt Danzig verbindliche Kraft erlangt. 

Das Abkommen wird nachſtehend veröffentlicht. 

Danzig, den 10. Januar 1928. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Pertus. 
Berner Abkommen 
über die Erhaltung oder Wiederherſtellung der durch den Weltkrieg betroffenen gewerblichen 
. Eigentumsrechte vom 30. Juni 1920. 
Die mit gehörigen Vollmachten ihrer Regierung verſehenen unterzeichneten Bevollmächtigten der dem 
Internationalen Verbande zum Schutze des gewerblichen Eigentums angehörenden Länder haben in gegen⸗ 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 28. 1. 1928). 


. 
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ſeitigem Einvernehmen und unter Vorbehalt der Ratifikation nachſtehenden Wortlaut vereinbart, der die 
regelmäßige Ausübung der durch den Weltkrieg betroffenen gewerblichen Eigentumsrechte gewährleiſten und 
erleichtern ſoll: 


Artikel 1. 


Die Prioritätsfriſten, die im Artitel 4 der im Jahre 1911 in Washington revidierten internationalen 
Pariſer Übereinkunft vom 20. März 1883 für die Einreichung oder Eintragung der Geſuche um Verleihung 
von Patenten, um Schutz von Gebrauchsmuſtern, Fabrik- oder Handelsmarken, Muſtern und Modellen vor- 
geſehen ſind und die am 1. Auguſt 1914 noch nicht abgelaufen waren, ſowie diejenigen, die während des 
Krieges begonnen haben oder, wenn es nicht zum Kriege gekommen wäre, hätten beginnen können, werden 
durch jeden der Hohen vertragſchließenden Teile zugunſten der Inhaber der in der vorbezeichneten Überein⸗ 
kunft anerkannten Rechte oder ihrer Rechtsnachfolger bis zum Ablauf von 6 Monaten nach dem Inkraft⸗ 
treten des gegenwärtigen Abkommens verlängert. | 

Dieſe Friſt läßt jedoch die Rechte jeder der Hohen vertragſchließenden Mächte oder jeder Perſon 
unberührt, die ſich beim Inkrafttreten des gegenwärtigen Abkommens in gutgläubigem Beſitze von gewerb⸗ 
lichen Eigentumsrechten befindet, welche mit den unter Beanſpruchung der Priorität nachgeſuchten Rechten in 
Widerſpruch ſtehen. Sie behalten den Genuß ihrer Rechte für ihre Perſon oder in der Perſon von Ver⸗ 
tretern oder Lizenzinhabern, denen ſie dieſe Rechte vor dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Abkommens 
eingeräumt haben, und dürfen dieſerhalb in keiner Weiſe als Nachahmer in Anſpruch genommen oder 
verfolgt werden. 

Artikel 2. 


Soweit Inhaber der in der Übereinkunft anerkannten Rechte ſolche bereits vor dem 1. Auguſt 1914 
beſaßen oder, wenn es nicht zum Kriege gekommen wäre, auf Grund eines vor Beginn oder im Verlaufe 
des Krieges angebrachten Geſuches ſeitdem hätten erwerben können, wird ihnen zur Erhaltung oder zum 
Erwerbe dieſer Rechte eine Jahresfriſt vom Inkrafttreten des gegenwärtigen Abkommens an gewährt, um 
ohne jeden Aufſchlag oder irgendwelche Strafgebühr jede Handlung nachzuholen, jede Förmlichkeit zu erfüllen, 
jede Gebühr zu entrichten, überhaupt jeder Verpflichtung zu genügen, die die Geſetze oder Verwaltungs⸗ 
verordnungen des einzelnen Staates vorſchreiben. - 

Gewerbliche Eigentumsrechte, die infolge der Nichtvornahme einer Handlung, der Nichterfüllung 
einer Förmlichkeit oder der Nichibezahlung einer Gebühr verfallen find, treten vorbehaltlich der von dritten 
Perſonen inbezug auf Patente, Gebrauchsmuſter oder gewerbliche Muſter und Modelle im guten Glauben 
erworbenen Rechte wieder in ER 

Artikel 3. > 


Der Zeitraum zwifchen dem 1. Auguſt 1914 und dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Abkommens 
wird auf die für die Ausübung eines Patents oder fiir den Gebrauch von Fabrik- oder Handelsmarken oder 
die Ausübung von gewerblichen Muſtern und Modellen vorgeſehenen Friſt nicht angerechnet; auch wird 
vereinbart, daß ein Patent, eine Fabrik- oder Handelsmarke oder ein gewerbliches Muſter oder Modell, das 
am 1. Auguſt 1914 noch in Kraft war, wegen bloßer Nichtausübung oder bloßen Nichtgebrauchs nicht vor 
Ablauf einer Friſt von 2 Jahren nach dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Abkommens verfällt oder für 
ungültig erklärt werden darf. a 

Artikel 4. 


Die Beſtimmungen dieſes Abkommens ſichern nur ein Mindeſtmaß von Schutz; ſie ſtehen der 
Anwendung weitergehender Vorſchriften nicht entgegen, die etwa durch die innere Geſetzgebung eines der 
Vertragsländer erlaſſen werden; ſie laſſen in gleicher Weiſe günſtigere und nicht widerſtreitende Vereinbarung 
fortbeſtehen, welche die Regierungen der Signatarländer in der Form von Sonderverträgen oder Gegenſeitig⸗ 

keitsbeſtimmungen getroffen haben oder etwa treffen werden. 
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Artikel 5. 

Die Beſtimmungen bleſes Abkommens berühren in feiner Weiſe die eee der eführenben 
Länder in den am 28. Juni 1919 in Verſailles und am 10. September 1919 in St. Germain unterzeichneten 
Friedensverträgen, ſoweit dieſe Abmachungen Vorbehalte, Ausnahmen oder Einſchränkungen enthalten. 

Das gegenwärtige Abkommen ſoll ratifiziert werden, und die Ratifikationsurkunden ſollen innerhalb 
einer Friſt von längſtens 3 Monaten in Bern hinterlegt werden. Das Abkommen ſoll unter den Hohen 
vertragſchließenden Teilen, die es auf dieſe Weiſe ratiſiziert haben, an dem Tage, an dem das Protokoll 
über die Niederlegung der Ratifikationsurkunden errichtet werden wird, für jede andere Macht am Tage der 
Niederlegung * Ratifikationsurkunde in Kraft treten. 

Die Länder, die das gegenwärtige Abkommen nicht unterzeichnet haben, können ihm auf 1 
Autrag beitreten. Dieſer Beitritt ſoll ſchriftlich der Regierung der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft und von 
dieſer allen übrigen Ländern angezeigt werden. Er hat mit voller Rechtswirkung und ohne Aufſchub den 
Anſchluß an alle Beſtimmungen und die Zulaſſung zu allen Vorteilen zur Folge, die in dem gegenwärtigen 
Abkommen vereinbart ſind. 

Das Abkommen ſoll dieſelbe Kraft wie die allgemeine Übereinkunft haben und durch einfachen 
Beſchluß einer Konferenz (Artikel 14 der allgemeinen Übereinkunft) außer Kraft geſetzt werden ſobald ſie 
ihre vorübergehende Aufgabe erfüllt hat. Das gegenwärtige Abkommen ſoll in einem einzigen Exemplar 
unterzeichnet werden, das im Archiv der Regierung der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft niedergelegt werden 
ſoll. Eine beglaubigte Abſchrift ſoll von letzterer den Regierungen der Signatarmächte übermittelt werden. 


Geſchehen in Bern, am 30. Juni 1920. 


Für Deutſchland Köcher 
„ Frankreich H. Allize 
* „ die Niederlande. van Panhuys 
- ie J. Perlowski 
„ P A. M. Bartholomeu Ferreira 
„ Schweden P. de Adlerereutz 
unter dem im Protokoll angegebenen Vorbehalt. 
Für die Schweiz Mo 
„ die Tſchechoſlowalei Dr. Cyrill Ducek 2 


5 H. Allize 


Unterzeichnungsprotokoll. 

Die unterzeichneten, zu dieſem Zwecke gehörig beauftragten Bevollmächtigten haben ſich heute vereinigt, 
um zur Unterzeichnung des Abkommens über die Erhaltung oder Wiederherſtellung der durch den Wan, 
betroffenen gewerblichen Eigentumsrechte zu ſchreiten. 

Vor der Unterzeichnung haben ſie von der folgenden erläuternden Erklärung Kenntnis genommen, 
die durch den Bevollmächtigten der Schweiz verleſen worden iſt. 

Auf den an den Schweizeriſchen Bundesrat gerichteten Wunſch mehrerer Regierungen wird förmlich 
feſtgeſtellt, daß, wie dieſer in ſeiner Note vom 29. Mai 1920 ausgeführt hat, der Zeitpunkt des erſten Aus⸗ 


tauſches der Ratifikationsurkunden für alle Staaten, die dem gegenwärtigen Abkommen beigetreten oder in 2 


Zulunft beitreten werden, als Ausgangspunkt der darin vorgeſehenen Friſten angeſehen werden fol. 
Der Bevollmächtigte Schwedens hat darauf folgende Erklärung verleſen: 


„Schweden tritt dem gegenwärtigen Abkommen nur inſoweit es ſich auf die Erfindungspatente ar 1 
und die Gebrauchs muſter bezieht, mit Ausſchluß der Fabrik- und Handelsmarken und der gewerblichen Muſter 


und Modellen bei, und zwar mit folgenden Einſchränkungen: 


2 Nach ber in Schweden geliehen Geſetgebung, die nicht Bi Meitwirkung der Voltsvettrelung 
geändert werden kann, erliſcht die Prioritätsfriſt, von der in Artikel 1 des gegenwärtigen Ab⸗ 
kommens die Rede iſt, am 30. Juni 1920. 

2. Gemäß einem ſoeben angenommenen ſchwediſchen Geſetze muß der Antrag auf erneute Prüfung 


. eines verfallenen oder zurückgewieſenen Geſuchs um ein Erfindungspatent vor dem 1. Januar 1921 

* 255 oder, wenn die Verfalls⸗ oder Zurückweiſungserklärung nach dem 30. Juni 1920 erfolgt iſt, in f 
En: den auf die Entſcheidung folgenden ſechs Monaten vorgebracht werden. 
Be. Nach dem gleichen Geſetze muß der Antrag auf Wiederherſtellung eines Erſindungspatents vor dem 


1. Januar 1921 vorgebracht werden. 
a Es iſt indeſſen vorgeſehen, daß durch eine allgemeine Aub bnung dieſe Friſten um ſechs Monate 


. verlängert werden können“. 
1 f Zu Urkund deſſen haben die unterzeichneten Bevollmächtigten das gegenwärtige Protokoll angenommen. 


Be: Geſchehen in Bern, am 30. Juni 1920. 
Be. Für Deutſchland Köcher 
Br: „Frankreich. . Allize 
er: : „ Die Niederlaude . . van Panhuys 
x „ J. Perlowski 
. E Nn A. M. Bartholomeu Ferreira 
ER „ Schweden P. de Adlererentz 
25 „ die Schweiz Motta 
. „ die Tſchechoſlowakei . Dr. Cyrill Ducek 
„0 H. Allize 
28 Verordnung 


über weitere Ausdehnung der Verſicherungspflicht in der Angeſtelltenverſicherung. 
Auf Grund des Artikels IV des Geſetzes über vorläufige Umgeftaltung der Angeſtelltenverſicherung 
vom 7. Juli 1922 (Geſetzbl. S. 244) wird mit Zuſtimmung des Ausſchuſſes des Volkstages für ſoziale 


Angelegenheiten folgendes verordnet: 
Artikel J. 


Im 8 1 Abſ. 3 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte vom 20. Dezember 1911 (Reichsgeſetzbl. 
S. 989) in der Faſſung des Artikels I der Verordnung über Ausdehnung der Verſicherungspflicht in der 
Angeſtelltenverſicherung vom 28. November 1922 (Geſetzbl. S. 5160 wird das Wort „achthundertvierzig⸗ 
tauſend“ durch das Wort vzwölfhunderttauſend“ erſetzt. 
f Artitel II. 


5 Wer die nach Artikel I für die Verſicherungspflicht maßgebende Grenze des Jahresarbeitsverdienſtes 
überſchreitet, ohne ſeinen Arbeitgeber oder ſeine Stellung zu wechſeln, ſcheidet erſt mit dem erſten Tage des 
— Monats nach Überſchreiten der Verſicherungsgrenze aus der Berficherungspflicht aus. 


Artikel III. 
Die Worb tritt mit dem 1. Januar 1923 in Kraft. 
Danzig, den 15. Januar 1923. 


Der Seuat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. re Schwarte. 


ee 
Zweite Verordnung 
über Erhöhung von Geldbeträgen in der Unfallverſtcherung. 


Auf Grund des Geſetzes über Anderung von Geldbeträgen in der Sozialverſicherung vom 
5. Oktober 1922 (Geſetzbl. S. 451) wird mit Zuſtimmung des Ausſchuſſes des Volkstages für ſoziale 
Angelegenheiten folgendes verordnet: 


8 1. 

In dem § 544 Abſ. 1 Nr. 2, § 548 Nr. 3, § 550 Abf. 1, 2, § 896, § 923 [Abſ. 1 Nr. 2, 
§ 925 Nr. 2, § 927 Abſ. 1, 2 und den $$ 1063, 1170 der Reichsverſicherungsordnung in der! Faſſung 
der 88 1, 2 der Verordnung über Erhöhung von Geldbeträgen in der Unfallverſicherung vom 27. Oktober 1922 
(Geſetzbl. S. 485) wird das Wort „dreihunderttauſend“ durch das Wort „zwölfhunderttauſend“ erſetzt. 

In dem $ 563 Abſ. 2, § 732 Abſ. 2, § 939, § 1017 Abſ. 2 und den SS 1073, 1079, 1170 der 
Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung der $$ 1, 2 der Verordnung über Erhöhung von Geldbeträgen 
in der Unfallverſicherung vom 27. Oktober 1922 (Geſetzbl. S. 485) wird das Wort „neunzigtauſend“ durch 
das Wort „dreihundertſechzigtauſend“ erſetzt. 

8 . 

Im & 586 Abſ. 1 Nr. 1 und im § 1097 Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung 
des § 3 der Verordnung über Erhöhung von Geldbeträgen in der Unfallverſicherung vom 27. Oktober 1922 
(Geſetzbl. S. 485) wird das Wort „dreitauſend“ durch das Wort „dreißigtauſend“ erſetzt. 


8 4. 

Im $ 612 Abſ. 1 der Reichs verſicherungsordnung in der Faſſung des § 4 der Verordnung über 
Erhöhung von Geldbeträgen in der Unfallverſicherung vom 27. Oktober 1922 (Geſetzbl. S. 485) wird 
das Wort „eintauſendzweihundert“ durch das Wort „ſechstauſend“ erſetzt. 

* 8 5. N 
Im 5 720 Abſ. 1 der Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung des $ 54der Verordnung über 


Erhöhung von Geldbeträgen in der Unfallverſicherung vom 27. Oktober 1922 (Geſetzbl. S. 485) wird in 


Zeile 2 und 5 das Wort „einhunderttauſend“ je durch das Wort „vierhunderttauſend“ und in Zeile 3 das 
Wort „zweihunderttauſend“ durch das Wort „achthunderttauſend“ erſetzt. f > 


8 6. 

Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
€ Die Anderungen des § 563 Abſ. 2, 8 586 Abſ. 1 Nr. 1, der SS 939, 1063, 51073, 1079, 1097 
Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung gelten für alle Unfälle, die ſich nach dem 30. November 1022 
ereignet haben oder noch ereignen werden, mit der Maßgabe, daß bei der Berechnung der Leiſtungen auch die 
vor dem Inkrafttreten der Verordnung bezogenen Entgelte nach den neuen Vorſchriften berückſichtigt werden. 

Das Landesverſicherungsamt beſtimmt, wie weit die Anderungen des & 732 Abſ. 2, § 1017 Abſ. 2, 
§ 1170 der Reichsverſicherungsordnung bei der Umlegung der Aufwendungen des Jahres 1922 zu berück- 
ſichtigen ſind. f 

817. 


Das Landesverſicherungsamt kann Näheres über die Durchführung der Verordnung und das 
Verfahren beſtimmen. 


Danzig, den 15. Januar 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwert. 
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Bekanntmachung. 


Mit Wirkung vom 22. Januar 1923 ab werden im Gebiet der Freien Stadt Danzig für 5 Verkehr 
nach Polen (ausſchl. Poln.⸗Oberſchleſien) die Gebühren für Brieffendungen 'in folgender Weiſe feſtgeſetzt: 
50 M 


. Gewöhnliche Briefe bis 20 ggg 3 
5 W ee, EA ee E 
Br; hie RER TE TE 90 M 
= Butklaxten uinfpcher. 22.2.2 8 25 M 
» inn 8 50 M 
Be dienſtliche Aktenbriefe von Behörden über 250 g bis 2 kg. 100 M 
= a RE ee TEE 10 M 
* Aber n , WE IR 20 M 
* 3 SER RT BER 5 . 0 M 
. a e eee . ee 50 M 
£ „ 80 „ 0 g ECC 70 M 
„ V ⁵(— 90 M 
1 kg " 2 kg. Are er 4 180 M 

(nur für einzeln verſandte ungeteilte Druckbände) a 


Anſichtskarten, auf deren Vorderſeite Grüße oder ähnliche Höf- 


n lichkeitsformeln mit höchſtens 5 Worten niedergeſchrieben ſind. 10 M 
3 Blindenſchriftſendungen je 500 g (Meiſtgewicht 5 kg) 11 

* Geſchäftspapiere bis 250 gg 3 
Be Be 250 0 ne, Ts, 70 M 
ES BEE 1 re Er TAT er 0b 90 M 

er Warenproben bis 250g 7 50 M 

5 Eher 380... e 70 M | 
8 Miſchſendungen bis 250 gg. 50 M 
% * über 250 % 500 ?; 8 Re 70 M 

JTJJ70ͥͥͥͤ ĩͤ b 90 M f 

(zuſammengepackte Druckſachen, Geſchäftspapiere und Warenproben) 0 

100 M 


Badge bis 1 1 ggg ? 
Die Nebengebühren erfahren keine Anderung. 


Danzig, den 16. Januar 1923. 


Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt FRE: 
Zander. 


* Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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